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Hans-Eckart Scharrer

IWF in der 
Finanzklemme

Jacques de Larosière, Chef des 
Internationalen Währungsfonds 

(IWF), bewies Sinn für dramaturgi
sche Effekte: Die Finanzminister 
und Zentralbankgouverneure pack
ten gerade ihre Koffer für die Jah
resversammlung des IWF in Wa
shington, da ließ er die Presse wis
sen, der Fonds habe kein Geld 
mehr. Er könne daher bis auf weite
res keine Finanzierungsverpflich
tungen mehr eingehen. Unmittelba
re Opfer dieser Entscheidung des 
Direktoriums: Nigeria, Portugal und 
einige kleinere Länder. Eigentliche 
Adressaten des coup de théâtre: 
Europa und die USA.

Auf ihrer Sitzung bei der Bank für 
Internationalen Zahlungsausgleich 
(BIZ) am 12. September 1983 hat
ten die europäischen Notenbank
präsidenten sich (noch) nicht für ei
nen 3-IVIrd.-Dollar-Kredit an den 
IWF enwärmen können und damit 
zugleich einen saudischen Kredit 
gleicher Höhe blockiert. Die Grün
de: IVIangelnde Klarheit über die 
künftige Ausleihepolitik des IWF 
und Unmut über das Verwirrspiel 
des amerikanischen Kongresses 
bei der Quotenerhöhung sowie über 
die fehlende Bereitschaft der USA, 
sich -  mindestens indirekt -  am ge
meinsamen IWF-Kredit zu beteili
gen.
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Die Grundlinien der künftigen 
Ausleihepolitik des Fonds sind in
zwischen auf den Sitzungen der 
Zehnergruppe der bedeutendsten 
Industrieländer und des Interims
ausschusses des IWF, des politi
schen Entscheidungsgremiums 
des Fonds, deutlich geworden. Die 
Politik des „erweiterten Zugangs“ 
(„eniarged access“) zu den Fonds
ressourcen, 1981 für drei Jahre be
schlossen, wird über 1983 hinaus 
fortgesetzt. Das heißt, daß der IWF 
auch 1984 -  und vermutlich danach 
-  seinen Mitgliedern im Rahmen ei
nes Finanzierungsmix von eigenen 
und fremdfinanzierten Mitteln kon
ditionierte Zahlungsbilanzkredite 
gewähren kann, die über den durch 
die „regulären“ Fazilitäten gezoge
nen Rahmen (Reserve- und Kredit
tranchen, „extended fund facility") 
hinausgehen. Allerdings soll der er
weiterte Zugang in den nächsten 
Jahren abgebaut werden.

Der erste Schritt dazu ist die Ein- 
frierung der absoluten Obergrenzen 
für Neukredite 1984 etwa auf dem 
Niveau von 1983: bei einer Ouoten- 
erhöhung um 47,5 % wird der „en
iarged access“ von 150 % pro Jahr 
(450 % in drei Jahren) auf 102 % 
(306 %) abgebaut, mit der Möglich
keit, unter besonderen, nicht klar 
definierten Bedingungen bis 125 % 
(375 %) oder darüber hinaus zu ge
hen. Der fremdfinanzierte Anteil an 
den Gesamtausleihungen wird da
bei künftig geringer sein als bisher. 
Dennoch bleibt der Fonds auch 
nach der Quotenerhöhung auf 
Fremdmittel angewiesen, und zwar 
auchdann, wenn der für dieses Jahr 
auf 6 Mrd. Dollar geschätzte Finan
zierungsbedarf gedeckt ist.

Was die Quotenerhöhung selbst 
betrifft, so steht und fällt sie mit der 
Entscheidung des amerikanischen 
Kongresses. Die anderen IWF-Mit- 
gliedstaaten, einschließlich der 
Bundesrepublik, sind bereit, kurzfri
stig nachzuziehen, wenn die ameri
kanische Zustimmung vorliegt. Im 
Kongreß ist die Gesetzesvorlage,

bei der es immerhin um 8,4 Mrd. 
Dollar geht (einschließlich der Auf
stockung der amerikanischen Quo
te an den Allgemeinen Kreditverein
barungen), in die Mühlen verschie
denster, nicht immer wohlinformier
ter Interessengruppen geraten. 
Bankenkritiker und Antikommuni
sten, Verbraucherschützer, Sozial
politiker und Hinterwäldler haben 
sich in einer unheiligen Allianz ver
einigt, um die Vorlage -  wenn über
haupt -  nur mit scharfen, zum Teil 
geradezu unsinnigen Auflagen pas
sieren zu lassen: Der amerikani
sche Exekutivdirektor im Fonds soll 
sich Krediten an kommunistisch re
gierte Länder und Südafrika ebenso 
widersetzen wie an besonders hoch 
verschuldete Staaten (nach den ge
wählten Kriterien würde dies sinni- 
genweise vor allem einige latein
amerikanische Länder und Israel 
treffen); amerikanische Banken sol
len bei Auslandskrediten, die „in ir
gendeiner Weise“ von der Quoten
erhöhung berührt („affected“) sind, 
die gesamte Risikoprämie, d. h. die 
Differenz zwischen der (inner
amerikanischen) Prime Rate und 
dem tatsächlichen vereinbarten 
Zinssatz, an die Treasury abführen; 
sie müßten ferner für alle internatio
nalen Kredite, die sich voraussicht
lich nur über Neukredite zurückzah
len lassen -  und das sind alle Kredi
te an Defizitländer -  besondere 
Rückstellungen bilden.

Sollten diese Normen nicht nur 
beschlossen, sondern auch ange
wandt werden, so hätte dies nahezu 
zwangsläufig den Zusammenbruch 
des internationalen Finanz- und 
Wirtschaftssystems zur Folge. 
Ebenso hätte ein Scheitern der Re
gierungsvorlage wegen ihrer Si
gnalwirkung an die übrigen finanz
starken Länder, vor allem aber an 
die Banken unabsehbare Konse
quenzen für die Weltwirtschaft. Prä
sident Reagan hat daher mit Recht 
den Kongreß eindringlich aufgefor
dert, die Quotenerhöhung ohne 
übertriebene Zusätze endlich zu bil
ligen. Die Zeit drängt.
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